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Ueber die geſetzliche Conſtituiruug der Gemeinde- 
vertretungen mit Rückſicht auf das vorgeſchriebene 
eidesſtättige Handgelöbniß. 


Von Dr. Anton Hoflacher, k. k. Bezirkshauptmann zu Landeck in Tirol. 


Der 8 23 der Tiroler Gemeindeordnung ſchreibt vor, daß der 
Gemeindevorſteher und die Gemeinderäthe bei dem Antritte ihres 
Amtes Treue und Gehorſam dem Kaiſer, Beobachtung der Geſetze 
und gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Pflichten in Gegenwart des Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchuſſes in die Hände des Vorſtehers der Bezirksbehörde 
an Eides ſtatt zu geloben haben. Nun iſt es bei uns in Tirol öfter 
vorgekommen, daß die bedingungsloſe Ablegung dieſes Gelöbniſſes ver⸗ 
weigert wurde und ich will hier die Gründe eines ſolchen abnormen 
Verhaltens nicht erörtern. 


In der Gemeinde F. wollte man das obige Gelöbniß nur mit 


dem Beiſatze ablegen, die Geſetze inſoferne zu beobachten, 
als es die Gebote Gottes und der Kirche erlauben oder 
verbieten. Alle Aufklärung war umſonſt, der fungirende Beamte 
konnte von der geſetzlichen Forderung nicht abgehen und die Gelöbniß⸗ 
ablegung unterblieb. Die Folge hievon war, daß nach Anordnung der 
politiſchen Behörde auf Grund des § 20 der Tiroler Gemeindeord- 
nung, welcher im erſten Abſatze lautet: „Die Ausſchuß⸗ und Erſatz⸗ 
manner, ſo wie die Mitglieder der Vorſtehung werden auf 3 Jahre 


| fteltung der neuen Gemeindevertretung im Amte u. ſ. w.“, die frühere 
Gemeindevertretung ihre Wirkſamkeit fortſetzen mußte. Der alte Ge⸗ 
meindevorſteher und der Ausſchuß wollten ſich jedoch mit dem nicht 
zufriedenſtellen und kamen um Enthebung vom Amte ein. Dieſes 
Einſchreiten wurde nach der angeführten geſetzlichen Beſtimmung ab⸗ 
gewieſen, jedoch dem neugewählten Vorſteher mit dem neugewaͤhlten 
Ausſchuſſe die Beſorgung der laufenden Gemeindegeſchäfte überlaſſen. 
Die Verantwortung hierüber blieb der früheren Gemeindevertretung 
überbunden, ſo wie ſie auch alle jene Angelegenheiten ſelbſt beſorgen 
mußte, wo Ausſchußbeſchlüſſe zu faſſen, rechtsverbindliche Geſchäfte 
für oder Namens der Gemeinde einzugehen, abzuſchließen oder Ur⸗ 
kunden zu errichten waren. 

So blieb die Sache bis zur nächſten Gemeindevertretungswahl 
im vorigen Jahre. Bei derſelben ging derſelbe Vorſteher, der früher 
das Gelöbniß verweigerte, aus der Urne hervor. Um die legale Con⸗ 
ſtituirung des Ausſchuſſes nicht weiter zu hindern, hatte er diesmal 
das eidesſtättige Handgelöbniß in der geſetzlich vorgeſchriebenen Weiſe 
abgelegt, ſich jedoch die Geltendmachung ſeiner Befreiungsgründe in 
Vorbehalt genommen. In einer diesbezüglichen Eingabe machte der⸗ 
ſelbe für feinen Befreiungsanſpruch geltend, daß nach § 19 der Ti⸗ 
roler Gemeindeordnung die Beſorgung des Gemeindevorſteheramtes 
durch eine Periode einen Befreiungsgrund für die nächſte Periode 
bilde und daß er während der abgelaufenen Periode thatſäcklich alle 
Geſchäfte, wie die Gemeindevorſteher ſeit uralten Zeiten beſorgt habe. 
Der hierüber vernommene Gemeinde⸗Ausſchuß verhielt ſich dem Ein⸗ 
ſchreiten des Vorſtehers gegenüber ablehnend, und zwar, wie es in 
der betreffenden Aeußerung unter andern heißt, weil der Vorſteher 
vermöge Eidesverweigerung nicht die ganze Laſt übernehmen konnte. 
Demgemäß wurde dieſem Anſuchen in erſter Inſtanz nicht ſtattgege⸗ 
ben, ſondern dem Gemeindevorſteher aufgetragen, die Geſchäfte bei 
ſonſtiger Verantwortung ordnungsgemäß zu führen. In dem dagegen 
eingeſtellten Recurſe wurde vorgebracht, daß in dem jetzigen Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſe faſt ſämmtlich die gleichen Männer ſitzen, wie im vorigen 
und daß dieſelben damals mit der Gelöbnißverweigerung einverſtanden 
waren und den Vorſteher als ordentlich für eine Periode gewählt an⸗ 
erkannt haben. Auch habe der alte Ausſchuß keine Unterſtützung ge⸗ 
leiſtet, wie es hätte geſchehen ſollen, wohl aber waren verdrießliche 
und undankbare Sachen aufzuarbeiten, ſo daß die Abänderung der 
erſten Entſcheidung und die Enthebung vom Amte des Gemeindevor⸗ 
ſtehers gewiß begründet ſei. Die tiroliſche Statthalterei hat dieſem 
Recurſe keine Folge gegeben, ſondern die Entſcheidung der erſten In⸗ 
ſtanz aufrecht erhalten, da der klare Wortlaut der $$ 19, 20 und 23 
der Gemeindeordnung für die Geſetzmäßigkeit dieſer Entſcheidung 
ſpräche. Von dem offen gelaſſenen Miniſterialrecurſe wurde kein Ge⸗ 
brauch gemacht, ſondern es hat der Gemeindevorſteher ſein Amt ord⸗ 
nungsmäßig fortgeführt. Hiemit war die Sache erledigt. 

Wenn nun auch dieſer Fall ganz geſetzlich abgewickelt wurde, 
gibt er doch zu manchen Betrachtungen Anlaß. Das Gemeindevor⸗ 


gewählt. Sie verbleiben auch nach Ablauf dieſer Zeit“ bis zur Bes ſteheramt wird nämlich noch vielfach als eine Laſt angeſehen und der 


8 19 der tiroliſchen Gemeindeordnung beſtimmt daher, daß derjenige, 
welcher ohne einen geſetzlichen Entſchuldigungsgrund die Wahl in die 
Gemeindevertretung anzunehmen oder das angenommene Amt fortzu⸗ 
führen verweigert, in eine Geldbuße verfällt, welche die politiſche Be⸗ 
zirksbehörde über Einſchreiten der Gemeindevertretung von 50 bis 
300 fl. bemeſſen kann. Da die Gelöbnißverweigerung der Ablehnung 
der Wahl oder des Amtes gleichkommt, kann die Gemeindevertretung 
die Ablegung desſelben durch Strafanträge erzwingen. Thut ſte dies 
nicht, mag fie ſich die Schuld ſelbſt beimeſſen, daß ſie ihre Functionen 
noch weiter fortſetzen muß. 

Würden dieſe Fälle häufiger eintreten und wie in politiſch er⸗ 
regten Zeiten möglich, keine Beſtrafungsanträge geſtellt, fo daß die 
Sache Unzukömmlichkeiten im Gemeindeleben zur Folge hätte, dann, 
glaube ich, bieten diejenigen Beſtimmungen der Gemeindeordnung, 
welche von der Aufſicht über die Gemeinden handeln, hinlängliche 
Anhaltspunkte, ſolch bedauerliche Zuſtände zu beſeitigen. Bei Gefahr 
am Verzuge müßte nämlich ſchon die politiſche Bezirksbehörde unter 
gleichzeitiger Verſtändigung des Landesausſchuſſes auf Koſten der Ge⸗ 
meinde die erforderliche Abhilfe treffen, außerdem aber hierüber der 
Statthalterei Bericht erſtatten, welche nad; Einvernehmen des Landes⸗ 
ausſchuſſes — wie ſich das Geſetz ausdrückt — das „Enſprechende“ 
zu verfügen hat. Doch ich will annehmen, daß ſich die Zeiten über⸗ 
lebt haben, wo wegen überſpannter religiöſer Anſchauungen die er⸗ 
örterten geſetzlichen Mittel zur Anwendung kommen müſſen. 


Mittheilungen aus der Praxis 


Wenn die Unterlaffung der Ausübung eines Gewerbes nicht wegen 

öffentlicher Rückſichten, ſondern auf Grundlage eines Uebereinkom⸗ 

mens begehrt wird, ſo iſt der darauf bezügliche Streit vor dem or⸗ 
dentlichen Nichter auszutragen. 


Gemäß der den gerichtlichen Acten beiliegenden Uebereinkunft 
vom 13. Februar 1861, Fol. 255 lit. a der Klage, verpflichtete ſich 
im Punkte 2 der verſtorbene Joſef Fink, Wirth in der Gratſch, nie⸗ 
mals auf dem neuerbauten Brauhauſe zu Landro im Hollenſteinthale 
eine Schankgerechtigkeit im Kleinen auszuüben oder ſich darum zu 
bewerben, um auf dieſe Art den Beſitzer der Poſtwirthſchaft zu Landro 
in feinem Gewerbsbetriebe nicht zu beeinträchtigen. 

Mit Urkunde vom 13. Februar 1862, übergab der erwähnte 
Joſef Fink beſagtes Brauhaus ſeinen zwei Söhnen Joſef jun. und 
Johann Fink unter der Bedingung zum Eigenthume, daß die Ueber⸗ 
gabe in allen Rechten, Laſten und Beſchwerden geſchehe. Laut Thei⸗ 
lungsact vom 20. Juni 1864, überließ Joſef Fink jun. ſeinem Bru⸗ 
der Johann das Brauhaus mit allen Rechten und Gerechtigkeiten, 
Zielen und Marken, wie dieſe Realität früher von ihrem gemein⸗ 
ſchaftlichen Vater Joſef Fink sen. und nachher gemeinſchaftlich von 
den beiden Brüdern benutzt und genoſſen worden. Dieſe Brauerei 
wurde endlich von Johann Harraſſer gemäß executiver Einantwor⸗ 
tungs⸗Urkunde vom 13. Februar 1868, 3. 192 unter den im Ver⸗ 
ſteigerungsprotokolle vom 9. December 1867 feſtgeſetzten und in der 
beſagten Einantwortungsurkunde erwähnten Bedingungen übernommen, 
daß das Reale nämlich in allen Rechten und Beſchwerden, und den 
gleichen Zielen und Marken, wie ſelbes bisher beſeſſen und benutzt 
worden, ohne weitere Haftung übergeben werde. Die bezogenen Be⸗ 
ſitzurkunden wurden mit Ausnahme des Verſteigerungsprotokolles be⸗ 
hufs des dinglichen Eigenthumsrechtes vorſchriftsmäßig verfacht. Aber 
über die urſprüngliche Verzichtleiſtung ſeitens des Joſef Fink und feiner 
Rechtsnachfolger, das Schankgewerbe im Brauhauſe zu Landro im 
Kleinen auszuüben, war in keiner der in Rede ſtehenden Urkunden 
der Beſitznachfolger eine ausdrückliche Erwähnung gemacht worden. 

Aus dieſem Grunde erachtete Johann Harraſſer, daß obige Ver⸗ 
zichtleiſtung nicht als ein zu Gunſten des Poſtwirthſchaftsbeftzers zu 
Landro beſtelltes dingliches, abſolutes Recht zu betrachten, ſondern daß 
es vielmehr als ein nur perſönliches Recht ſchon lange erloſchen und 
ſomit für ihn, obgleich er der Singularſucceſſor der Beſitzer jenes 
Brauhauſes ſei, nicht mehr bindend ſei. Allein Joſef Bauer, k. k. 
Poſtmeiſter in Landro, war der entgegengeſetzten Anſicht und belangte 
deßhalb den Johann Harraſſer vor Gericht mit Klage vom 12. März 
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1872, 3. 760, auf Anerkennung des zu Gunſten des Poſtwirthſchafts⸗ 
beſitzers ausgeſprochenen Verzichtes der Ausübung des Schankgewer⸗ 
bes im Kleinen im Brauhauſe zu Landro und auf Unterlaſſung dieſer 
Ausübung. 

In dem hierüber angeordneten ordentlichen mündlichen Verfah⸗ 
ren erhob der Geklagte zunächſt die Einwendung der Unzuſtändigkeit 
des Gerichtes, weil der Punkt 2 des Vertrages vom 13. Februar 
1861 und das darauf ſich ſtützende Begehren der Klage eine Gewerbs⸗ 
angelegenheit zum Gegenſtande habe, ſolche aber zufolge § 141 der 
Gewerbeordnung vom 20. December 1859, 3. 227 R. G. Bl., der 
Competenz der politischen Behörde zugewiefen ſeien. Aber nicht genug, 
daß das Gericht abgelehnt wurde, ließ ſich der Belangte gleichzeitig 
in das Weſen der Sache ein, ſo daß während des Rechtsſtreites zu⸗ 
gleich über Competenzfrage und über die Hauptſache verhandelt wurde. 

Ueber die geſchloſſenen Acten erkannte das k. k. Bezirksgericht 
in Welsberg, indem es ſich für zuſtändig hielt, mit Urtheil vom 
14. Auguſt 1872, 3. 1654, wornach die Klage abgewieſen, die Koften 
aber gegenſeitig aufgehoben wurden. In der Begründung wird vorerſt 
erwähnt, daß die erhobene Einwendung der Incompetenz der 
Gerichte aus einem doppelten Grunde nicht berückſichtig 
wurde, nämlich: 

1. Gemäß Hofkanzleidecret vom 7. November 1820, 3. 1714 
J. G. S., hätte der Geklagte nach § 1 die Einwendung des nicht 
gehörigen Gerichtsſtandes allein und ohne die Hauptſache zu berühren, 
anbringen ſollen. Es geht ſohin nicht an, die Incompetenz einzu⸗ 
wenden, und gleichzeitig in der Hauptſache bis zum Abſchluſſe des 
Proceſſes Rede und Antwort zu geben, was nur im ſummariſchen 
Verfahren ſtatthaft iſt. Aus dieſem Grunde war auch der Indicien⸗ 
ſtreit wegen des Gerichtsſtandes nicht durch abgeſonderten Beſcheid 
laut § 3 des Hofkanzleidecretes zu erledigen, indem hiedurch den 
Parteien nur durch nichts gerechtfertigte höhere Koſtenauslagen auf⸗ 
gebürdet worden wären. 

2. In vorliegender Rechtsſache handelt es ſich um eine Ver⸗ 
tragsſtipulation, welche nicht durch die Gewerbeordnung, fondern nach 
dem a. b. G. B., alſo vom ordentlichen Richter, nicht aber von der 
politiſchen Behörde zu entſcheiden iſt; denn nach dem vom Geklagten 
angeführten § 141 der Gewerbeordnung haben die politiſchen Be⸗ 
hörden die Handhabung von Gewerbevorſchriften, von Conceſſions⸗ 
ertheilungen u. ſ. f. in ihren Wirkungskreis zu ziehen, keineswegs aber 
über Verträge, welche unter die Beſtimmungen des a. b. G. B. 
fallen, Entſcheidungen zu treffen. 

In den weiteren, die Hauptſache betreffenden, ſehr ausführlichen 
Gründen wird der in Rede ſtehende Verzicht als eine perſönliche 
Leiſtung dargeſtellt. Perſönliche Rechte und Servituten erlöſchen in 
der Regel mit dem Tode des Berechtigten; werden ſie auf die Erben 
ausgedehnt, ſo ſeien nur die erſten geſetzlichen Erben darunter ver⸗ 
ſtanden; §§ 529, 918 a. b. G. B. Im vorliegenden Falle habe 
man es nicht allein nicht mit geſetzlichen Erben, ſondern ſogar nur 
mit einem Singularſucceſſor zu thun. 

Die erſtrichterliche Entſcheidung wurde vom k. k. Oberlandes⸗ 
gerichte Innsbruck, welches die Zuſtändigkeit des Gerichtes ebenfalls 
als begründet erkannte, über Appellation des Klägers mit Urtheil 
vom 18. März 1873, 3. 418, abgeändert und dem Klagebegehren 
Folge gegeben. 

In Betreff der Zuſtändigkeit wurde von der zweiten Inſtanz 
bemerkt: 

Wenn die in der Einrede vor allem erhobene Einwendung der 
Incompetenz begründet wäre, müßte dieſelbe nach § 48, II. Abſatz 
J. N., von Amts wegen berückſichtigt werden, obgleich der Geklagte 
gegen die erſtrichterliche Entſcheidung, womit dieſe Einweudung als 
nicht ftihhältig anerkannt wurde, ſich nicht beſchwert hat. In der ge⸗ 
genwärtigen Rechtsſache wurde vom Geklagten nicht einmal behauptet, 
daß die Ausübung des ihm von der politiſchen Behörde bewilligten 
Schankrechtes im öffentlichen Intereſſe nothwendig, und daher die 
Aufhebung der von ſeinen Beſitzvorfahren laut Beilage lit. a über⸗ 
nommenen und auf ihn übergegangenen Verpflichtung aus öffentlichen 
Rückſichten geboten fer, in welchem Falle allerdings die bezügliche 
Entſcheidung dem Eivilrichter entzogen und der polttiſchen Behörde 
vorbehalten fein müßte. Hier handelt es ſich aber nur um die civil⸗ 
rechtlichen Folgen der in lit. a im Punkte 2 getroffenen Vertrags⸗ 
beſtimmung, welche der Civilrichter nach den Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechtes zu beurtheilen hat, denn durch die Gewerbeordnung 
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vom 20. December 1859, und insbeſondere durch das neunte Haupt⸗ 
ſtück, welches von den Behörden und dem Verfahren in Gewerbe⸗ 
ſachen handelt, wird die Entſcheidung über die Rechtswirkſamkeit eines 
Vertrages, wodurch Jemand auf die Ausübung eines Gewerbes zum 
Bortheile eines anderen Gewerbsmannes verzichtet, nicht den politiſchen 
Behörden zugewieſen. Uebrigens muß auch der Civilrichter bei Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob und inwieferne ein ſolcher Vertrag rechts⸗ 
giltig ſei, allfällige geſetzliche Vorſchriften, wodurch derſelbe verboten 
oder beſchränkt würde, berückſichtigen; § 878 a. b. G. B. Die meri⸗ 
tale Begründung geht in längerer Auseinanderſetzung dahin, daß der 
oft erwähnte Verzicht nach den §§ 472 und 473, I. Abſatz a. b. 
G. B., als eine auf dem Brauhauſe zu Landro, als dem dienenden 
Gute, zu Gunſten des Poſtwirthshauſes, als dem herrſchenden Gute, 
beſtellte Grunddienſtbarkeit aufgefaßt werden müſſe. Von einem per⸗ 
ſönlichen Rechte könne demnach durchaus keine Rede ſein. 

Ueber die Reviſionsbeſchwerde des Geklagten wurde auch ſei⸗ 
tens des k. k. oberſten Gerichtshofes mit Urtheil vom 26. Juni 
1873, 3. 6137, das Urtheil der zweiten Inſtanz beſtätigt. In 
dem die Zuſtändigkeit betreffenden Theile der Begründung wird erwo⸗ 
gen, daß die Gewerbeordnung lediglich vom Standpunkte des öffent⸗ 
lichen Intereſſes die Bedingungen und Vorſchriften enthält, unter 
denen die Ausübung eines Gewerbes geftattet iſt, die Abſchließung 
eines privatrechtlichen Vertrages jedoch, vermöge deſſen Jemand für 
ſich oder als Beſitzer einer beſtimmten Realität auf den Betrieb eines 
Gewerbes einem Dritten gegenüber verzichtet, keineswegs damit vor⸗ 
behalten wird. Juriſt. Bl. 


Honorirte Gemeindeärzte ſind nach der niederöſterreichiſchen Ge⸗ 
meinde⸗Wahlordnung von der Wählbarkeit in den Gemeinde-Aus⸗ 
ſchuß nicht ausgenommen. 


Anläßlich der letzten Gemeindewahlen in O. in Niederöſterreich 
find am 5. Juli 1873 vom zweiten Wahlkörper daſelbſt der med. 
Dr. H. und der Wundarzt S. in den Gemeinde-Ausſchuß gewählt 
worden. Von Seite der Gemeinde wurde das Wahlergebniß noch am 
ſelben Tage publicirt und die Bezirkshauptmannſchaft fand dasſelbe 
nicht zu beanſtänden. Allein am 15. Juli brachte eine Anzahl von 
Wählern bei der Gemeindevorſtehung einen Proteſt gegen die Wahl 
der zwei genannten Aerzte ein, indem fie im Grunde des § 10, 
Alinea 2 der Gemeinde - Wahlordnung) die MWählbarfeit des im 
Dienſte der Gemeinde ſtehenden Gemeindearmenarztes med. Dr. H. 
und Todtenbeſchauers Wundarztes S. beſtritten. 

Die Gemeindevorſtehung O. überreichte dieſe Einwendung der 
Bezirkshauptmannſchaft und erklärte fie für nicht ſtichhältig, weil auf 
keinen der genannten Aerzte der Punkt 2 des § 10 der Wahlordnung 
Anwendung finde, da ſie nicht beſoldet und nicht im wirklichen 
Dienfte der Gemeinde ſeien. 

Bezüglich der Stellung der beiden in den Ausſchuß gewählten 
Aerzte med. Dr. H. und Wundarzt S. zur Gemeinde O. wurde 
Folgendes erhoben: Als die Gemeindevertretung im Jahre 1870 über 
die Aufſtellung des von der Gemeinde benöthigten ärztlichen Perſo⸗ 
nales berathen, wurde laut des vorgelegten betreffenden Sitzungs⸗ 
protokolles von der Gemeindevertretung beſchloſſen: 1. in Hinblick auf 
die Ausdehnung und Bevölkerung der Gemeinde einen Armenarzt 
anzuſtellen; 2. Für die Todtenbeſchau und Impfung ein beſonderes 
Sanitätsindividuum zu beſtellen. 3. Die Todtenbeſchautaxe ſelbſt 
einzuheben. 4. Das „Honorar“ des Armenarztes mit 400 bis 500 fl. 
und jene des Todtenbeſchauers mit 200 bis 300 fl. zu bemeſſen. 
5. Den med. Dr, H. als Armenarzt anzuſtellen. 6. Für die Todten⸗ 
beſchau den Wundarzt S. beizubehalten. Rückſichtlich des H. wurden 
zwei Deerete vorgelegt; das eine beſagte, daß ihm die gegründete 
Armenarztesſtelle mit dem jährlichen Honorar von 400 fl. proviſoriſch 
übertragen werde und das zweite verleiht ihm dieſe Stelle definitiv. 
Das Beſtellungsdecret des S. beſagt nur, daß er fur die fernere 
Handhabung der Todtenbeſchau eine Remuneration von 200 fl. aus 
der Gemeindecaſſe zu beheben habe, wogegen die Todtenbeſchaugebühr 
von den Parteien künftig im Gemeindeamte einzuzahlen iſt. 


) Dieſe Beſtimmung lantet: 
Ausgenommen von der Wählbarkeit find: 
2. „Die zur Beſorgung der Gemeindegeichäfte beſtellten beſoldeten Beamten 


und Diener der Gemeinde, ſo lange ſie ſich im wirklichen Dienſte derſelben befinden“. 


Die Bezirkshauptmannſchaft trat der Anſicht der Gemeinde bei 
und beantragte die Abweiſung des Proteſtes, weil die zwei Gewählten 
nicht unter die „zur Beſorgung von Gemeindegeſchäften beſoldeten 
Beamten und Diener“ zu zählen ſeien. 

Auch die Statthalterei ſtellt ſich auf denſelben Standpunkt, ine 
dem ſte den Proteſt der Wähler zurückwies, „weil die den beiden 
Aerzten gegen ein Honorarpauſchale zugewieſenen ſanitätspolizeilichen 
Functionen denſelben nicht die Eigenſchaft als Gemeindebeamten oder 
Gemeindebedienſteten verleiht und alſo der § 10 P. 2 der Gemeinde- 
Wahlordnung hier keine Anwendung findet.“ 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 15. November 1873, 
Z. 18.242 dem weiteren Recurſe gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung 
„aus dem in derſelben enthaltenen Grunde und deßhalb keine Folge 
gegeben, weil dieſe Entſcheidung in dem von dem niederöſterreichiſchen 
Landtage abweichend von der Regierungsvorlage und von den Ge⸗ 
meindewahlordnungen anderer Länder formulirten Wortlaute des § 10 
P. 2 der nieder⸗öſterr. Gemeinde-Wahlordnung begründet tft“ *.) P. 


Notizen. 

(Die juridiſchen Doetoratsprüfungen an der Lemberger 
Univerſität.) Darüber erhalten wir aus Lemberg folgende Zuſchrift: 

(E. R.) Die in Nr. 46 der „öſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“ erſchienene Ueber⸗ 
ſicht der Promotionen an den öſterreichiſchen Univerſitäten und die daran geknüpften Be⸗ 
merkungen des Herrn Berichterſtatters liefern einen neuen Beleg, wie ſtatiſtiſche Daten, 
an und für ſich betrachtet, oft zu ganz verfehlten Folgerungen führen können. 

Ich will hier nur Einiges hervorheben, was die nach der Meinung des Herrn 
Verfaſfers „abnormalen“ Verhältniſſe der Lemberger Univerſität beleuchten ſoll. Vor 
Allem darf man nicht vergeſſen, daß aus Anlaß der Einführung der neuen Rigoroſen⸗ 
ordnung gerade im J. 1872 ein Uebergangsſtadium geſchaffen wurde, und daß die 
hiedurch bedingten Abweichungen vom normalen Zuſtande ſich an den verſchiedenen 
Univerſitäten verſchieden geſtaltet haben. So hat die neue Rigoroſenordnung für 
die Lemberger Univerſität eine ſehr beträchtliche Ermäßigung der Promotionstaxe ger 
bracht, und da iſt es nicht zu verwundern, daß Candidaten, die bereits im J. 1872 
mit ihren Rigoroſen fertig waren, das Inslebentreten des neuen Geſetzes abwarteten. 
Dies zeigt ſich ſchon daraus, daß im Jahre 1871/72 an der juridiſchen Facul⸗ 
tät 62 ſtrenge Prüfungen abgehalten wurden, während nur ſieben Candidaten pro⸗ 
movirt haben, daß ferner gleich mit dem Beginne des Schuljahres 1873, alſo ſchon unter 
der Herrſchaft des neuen Geſetzes, ſieben Promotionen ſtattfanden, die unter normalen 
Verhältniſſen auf Rechnung des Jahres 1872 zu ftehen kämen. 

Gerade entgegengeſetzt waren die Zuſtände in Krakau; denn dort waren die 
früheren Doctoratstaxen geringer als die neu eingeführten, fo daß nicht nur kein 
Grund vorlag, mit den Promotionen zu zögern, ſondern umgekehrt die Candidaten 
dieſelben beſchleunigten. Derſelbe Umſtand alſo, der in Lemberg eine Verminderung 
der Promotionen veranlaßte, hat an der Krakauer Univerſität zu der Zunahme geführt, 
die der Herr Verfaſſer ſo auffallend findet. 

Es iſt überhaupt rückſichtlich der juridiſchen Promotionen an der Lemberger 
Univerſität nicht außer Acht zu laſſen, daß an den beiden galiziſchen Univerſitäten ein 
ſehr bedeutender Unterſchied in den Doctoratstaxen obwaltete, und daß dies die Studi⸗ 
renden der Lemberger Univerſität ſehr oft bewog, ihre Rigoroſen in Krakau zu abſol⸗ 
viren. Dies mag zum Theile erklären, warum Lemberg unter den öſterreichiſchen Univer⸗ 
fitäten die geringfte Zahl an Promotionen aufzuweisen hatte. Das neue Geſetz wird 
wahrſcheinlich die Unterſchiede ausgleichen; denn ſchon im Jahre 1872/78 waren die 
Promotionen auf 21, alſo im Verhältniſſe zum Vorjahr (7) ganz bedeutend geſtiegen. 
Dieſe Zunahme mag zugleich dem Herrn Berichterſtatter einige Beruhigung gewähren 
rückſichtlich des leiſe angedeuteten Zweifels, ob die Durchführung der polniſchen Unter⸗ 
richtsſprache eine Aenderung in der Anzahl der Promotionen herbeiführen wird. 


(Waſſer recht.) Das k. k. Ackerbauminiſterium hat in der Hof- und Staats- 
druckerei zu Wien das Reichsgeſetz und die Landesgeſetze über das Waſſerrecht, fo wie 
die Verordnungen betreffend die Form der Staumaſſe und die Einrichtung und Füh⸗ 
rung des Waſſerbuches zuſammenſtellen laſſen. Darnach beſitzen nun Böhmen, Mähren, 
Schleſten, Nieder-, Ober⸗Oeſterreich, Salzburg und Tirol, Vorarlberg, Kärnten, Görz 
u. Gradisca, Trieſt, Iſtrien, Steiermark, Krain, Bukowina und endlich Dalmatien 
ein Landes⸗Waſſerrechts⸗Geſetz. Nur Galizien beſitzt einen Codex des Waſſerrechts 
noch nicht. Hier gelten vielmehr die alten Vorſchriften, insbeſondere die Mühlordnung 
vom 1. December 1814 und der Miniſtererlaß vom 7. Juli 1860, R. G. B. Nr. 172, 


und das k. k. Miniſterium des Innern iſt in letzter Inſtanz für Waſſerrechtsſtreitig⸗ 


keiten aus Galizien competent. 


) Man vergleiche die Mittheilungen in Nr. 21, S. 82 des Jahrganges 1871 
und in Rr. 7, S. 26 des Jahrganges 1373 dieſer Zeitſchrift. 
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Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 9. November 1873, 3. 15.848 betreffend die 

Hereiubringung vom Krankenverpflegskoſten für ruſſiſche Unterthanen. 

Laut einer von Seite des k. und k. Miniſteriums des Aeußern mit Note vom 
3. April 1872, 3. 4614 anher mitgetheilten Eröffnung der hieſigen kaiſ. ruſſ. Bot⸗ 
ſchaft hat das k. ruſſ. Miniſterium des Innern den Beſfchluß gefaßt, die Unterhalts⸗ 
koſten ruff ſcher Unterthanen, welche ſich in ausländiſchen Wohlthätigkeitsanſtalten be⸗ 
finden ſollten, und, erforderlichen Falls, die Koſten ihrer Heimſendung zu beſtreiten. 

Ich beehre mich ... hievon unter Bezugnahme auf den h. o. Erlaß vom 
10. März 1872, 3. 1857 zur Wiſſenſchaft und weiteren Veranlaſſung mit dem Er⸗ 
ſuchen in Kenntniß zu ſetzen, gefälligſt die Anordnung treffen zu wollen, daß jeder 
Fall, wo der Erſatz von derlei Koften hierſeits in Anſpruch genommen wird, der kaiſ. 
uff. Botſchaft oder dem zunächſt befindlichen Faif. ruſſ. Conſularamte zur Kenntniß 
gebracht, und mit dieſer Anzeige zugleich die Uebergabe der Documente des betreffen⸗ 
den ruſſiſchen Unterthans, ſo wie die Mittheilung aller über ihn erlangten Auskünfte 
verbunden wird. 

Bei den diesfälligen Verhandlungen iſt in Gemäßheit einer neuerlichen Er⸗ 
öffnung des k. und k. Miniſteriums des Aeußern vom 11. September 1873, 3. 5985 
der Art. XIX des Handels- und Schifffahrtsvertrages zwiſchen Oeſterreich und Ruß⸗ 
land vom 2. September 1860, Nr. 272 R. G. Bl. in analoge Anwendung zu brin⸗ 
gen, jo zwar, daß falls die Verpflegung am Sitze eines der kaiſ, ruſſ. Conſulate geſchah, 
der Verkehr zwiſchen dieſem und der competenten Landesbehörde ſtattzufinden hat, in 
den anderen Fällen aber die bezügliche Correſpondenz durch die Vermittlung des k. und 
k. Miniſteriums des Aeußern und der ruſſiſchen Botſchaſt zu führen iſt. 

Die von der kaif. ruſſ. Regierung neu getroffenen Maßregeln gelten allerdings 
auch bezüglich der Angehörigen Ruffiſch⸗Polens, in fo weit als dieſelben in einem der 
öſterr. ungar. Verſorgungshäuſer aufgenommen worden find. Die kaiſ. ruſſ. Bot⸗ 
ſchaft glaubt aber, daß der Gebrauch, wonach für die in den Krankenhäuſern verpfleg- 
ten Angehörigen Ruſſiſch Polens aus Reciprocitätsgründen keine Koſten reclamirt 
werden, durch dieſe neuen Maßregeln keine Präjudiz erleiden dürfte. 

Die ruff. Botſchaft hat ferner noch hervorgehoben, daß es ſich wohl uur um 
arme ruſſ. Unterthanen, welche in den Verſorgungshäuſern Aufnahme gefunden haben, 
nicht aber um ſolche Nationale handeln kann, welche ſich in einer der Heilanſtalten, 
maisons de santé ete. des Auslandes behandeln laſſen und welche auf eine pecuniäre 
Unterſtützung Seitens ihrer Regierung keinen Anſpruch haben. 

Die ruſſ. Botſchaft hat noch bemerkt, daß die ruff. Staatsangehörigkeit durch 
einen regelmäßigen Paß erwieſen ſein muß. Schließlich mache ich auf die Unterſchei⸗ 
dung aufmerkſam, welche hinſichtlich der Koſtenvergütung zwiſchen den Verſorgungs⸗ 
häuſern (höspiees) und den Krankenhäuſern (höpitaux ou maisons de santé) ge- 
macht wird. 


Erlaß des k. k. Ackerbauminiſters vom 2. Auguſt 1872, 3. 7281, betreffend Hint⸗ 
auhaltung von Waldrodungen. 

Dem Ackerbauminiſterium liegen aus den meiſten Ländern Berichte vor, nach 
welchen in neueſter Zeit zahlreiche, oft ſehr bedeutende Waldrodungen, d. h. Umwand⸗ 
lungen des Waldgrundes in andere Culturen, ohne die im § 2 des Forſtgeſetzes vor⸗ 
geſchriebene politiſche Bewilligung vorgenommen wurden und in nächſter Zeit noch 
beabſichtigt werden. Wenn auch ein Theil dieſer Rodungen auf Grundſtücken vorge⸗ 
nommen wurde, gegen deren Umgeſtaltung vom volkswirthſchaftlichen Standpunkte 
keine Bedenken beſtehen würden, ſo daß deren Rodung anſtandslos hätte bewilligt 
werden können, ſo kommen daneben wieder zahlreiche Rodungen, felbft bei ſolchen 
Waldungen vor, welche unbedingt der Waldeultur hätten erhalten werden follen. Biel- 
fach werden die Waldungen nur zu ſchlechten Hutweiden, Aeckern und Wieſen umge⸗ 
ſtaltet, welche in kurzer Zeit einer oft gar nicht mehr zu beſeitigenden Ertragsloſig⸗ 
keit entgegen gehen. Selbſt in Gegenden, wo dies rückſichtlich der einzelnen gerodeten 
Grundſtücke nicht der Fall iſt, führt die fortſchreitende Entwaldung doch zu manchen 
Nachtheilen für die Umgebung und die Rodung verletzt nicht ſelten auch fremde Rechte. 
In gebirgigen Länderſtrichen insbeſondere iſt die Erhaltung des Waldes von mehr als 
localer Bedeutung, und ſind die Folgen der Entwaldung geradezu gemeingefährlich. 
Der § 2 des Forſtge etzes ſchreibt in jedem Falle einer beabſichtigten Rodung die 
Einholung der vorgängigen Bewilligung der politiſchen Behörde vor, welcher die 
Prüfung zuſteht, ob im einzelnen Falle öffentliche Rückſichten der Rodung ent⸗ 
gegenſtehen oder nicht. Das Geſetz gebietet zugleich, daß die Uebertretung dieſer Vor⸗ 
ſchrift ausnahmslos mit einer Strafe belegt werde. — Die eingangserwähnten Be⸗ 
richte beweiſen zweifellos, daß dieſe Beſtimmung des Forſtgeſetzes ſowohl von dem 
Waldbeſitzer als von Seite der Bezirksbehörden außer Acht gelaſſen wird, obwohl 
derlei Vorkommniſſe den Behörden nicht unbekannt ſein können, und in manchen Län⸗ 
dern die Nachtheile der Außerachtlaſſung des Geſetzes in der augenfälligſten Weiſe zu 
Tage tritt. 


Dieſem Uebelſtande muß in der energiſcheſten und entſchiedenſten Weiſe abge⸗ 


holfen werden. Ich erſuche die k. k. Landesſtelle, die politiſchen Bezirksbehörden anzu⸗ 


weiſen, der oberwähnten durch die Culturverhältniſſe wohl begründeten Vorſchrift des 
Geſetzes durch ſtrengſte Handhabung derſelben Achtung zu verſchaffen, insbeſondere 
dahin zu wirken, daß in Zukunft zu jeder Waldrodung die politiſche Bewilligung 
eingeholt werde und daß, wo dies nicht geſchieht, die Strafbeſtimmung des § 2 des 
Forſtgeſetzes in der ausgedehnteſten Weiſe zur Anwendung gebracht werde. Aus den 
Berichten geht ferner hervor, daß in neuerer Zeit viele Gemeindewälder, und auch 
ſolche Wälder, welche nach § 31 des Patentes vom 5. Juli 1853 zur Ablöſung von 
Waldſervituten ortſchafts⸗ oder gemeindeweiſe oder an die Geſammtheit der Berech⸗ 
tigten abgetreten worden ſind, ohne die in den Geſetzen vorgeſchriebene Bewilligung, 
in der Regel zum großen Nachtheile der Waldcultur, vertheilt werden. Auch in dieſer 
Richtung muß auf die ſtrengſte Handhabung des Geſetzes gedrungen werden, und 
wird es ſich insbeſondere als nöthig darſtellen, gegen Gemeindevertretungen, welche 
dem Geſetze entgegen handeln, mit den zuläſſigen Zwangs- und Strafmitteln vorzu⸗ 
gehen. 

Da endlich in den Berichten erwähnt wird, daß derlei Vertheilungen, ſowie 
viele Waldrodungen aus dem Grunde ohne Einholung der Bewilligung vorgenom- 
men werden, weil den Eigenthümern und Gemeinden die beſtehenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften nicht bekannt find, fo erfuche ich, die politiſchen Bezirksbehörden anzuweiſen, 
die Beſtimmungen des Forſtgeſetzes, insbeſondere auch die Anordnungen der 88 2 und 
21, den Betheiligten, allenfalls durch die Gemeinden in Erinnerung zu bringen und, 
wenn es nöthig erſcheint, mit Berufung auf dieſen Erlaß, die ſtrengſte Anwendung 
des Geſetzes in Ausſicht zu ſtellen. (Auf dieſen Erlaß wird in der durch die Landes ⸗ 
geſetz und Verordnungsblätter einvernehmlich mit dem Miniſterium des Innern 
unterm 3. Juli 1873, 3. 6953, publicirten Verordnung des Ackerbauminiſteriums, 
betreffend die genauere Handhabung des Forſtgeſetzes, Vornahme der forſtlichen 
Durchforſchungen und Anlegung des Waldkataſters Bezug genommen.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem in den Ruheſtand verſetzten beim k. und k. Generals 
conſulate in Warſchan verwendet geweſenen Viceconful Anton Niedzielski das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Steuereinuehmer Karl Anich das goldene Ver⸗ 
dienſekreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberexpeditor und Vorſtande der Platzinſpection 
der Kaiſerin Eliſabeth⸗Weſtbahn zu Lambach Friedrich Roeckh das goldene Ver⸗ 
dienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bau⸗Adjuncten Alois Taut zum Ingenieur 
für den Staatsbaudienſt in Oberöſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzeommiſſäre Ludwig de Geremia und 
Anton Naroli zu Finanz⸗Obercommiffären der Finanzlandesdirection in Zara ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Poſtamtscontrolore Philipp Rei ſenkugel 
und Jakob Petak zu Oberpofteontroloren in Lemberg, den Poſtamtscontrolor Franz 
Aſtleithner zum Oberpofteontrolor in Krakau ernannt. 


Erledigungen. 


Verwaltersſtelle bei dem k. k. Rente und Legſtattsamte in St. Helena bei 
Baden in der neunten Rangsclaſſe mit dem jährlichen Gehalte von 1100 fl. und der 
entſprechenden Actipzulage, eventuell eine Controlorsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe 
mit 900 fl. Gehalt, Activzulage u. ſ. w., eventuell eine Aſſiſtentenſtelle in der eilften 
Rangsclaſſe mit 600 fl. und Activitätszulage bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 281.) 

Förſtersſtelle im Bereiche der Innsbrucker Direction in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, eventuell Forſtaſſiſtenten⸗ mit der eilften Rangsclaſſe und Forſtelevenſtellen mit 
500 fl. und 600 fl., bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 281.) 

Diurniſtenſtellen beim Fachrechnungsdepartement für unmittelbare Gebühren 
im Finanzminiſterium mit 1 fl. 50 kr. Taggeld, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 281.) 

Officialsſtelle im Wiener Verſatzamte mit 600 fl. Gehalt und 130 fl. Quar⸗ 
tiergeld, bis 16. Jänner 1874. (Amtsbl. Nr. 282.) 


In der G. J. Manz'ſchen Buchhandlung in Wien, 
Kohlmarkt Nr. 7, iſt erſchienen und nun complet zu beziehen: 


Die öſterreichiſche Straſproceßordnung 
vom 23. Mai 1873. 


Erläutert von 


Dr. Friedrich Rulf, 
o. 5. Profeſſor der Rechte an der k. k. Univerſität Prag. 


Preis des completen Werkes geheftet 3 fl. 60 kr., in engliſcher 
Leinwand gebunden 4 fl. 
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Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


